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Wir fragen zunächst, welche Ausgangsba-
VLV IUGLHVH9HUKDQGOXQJHQXP ]XNQI-
tige Minderungsverpflichtungen nach dem
Jahre 2012 anzunehmen ist.
Die Ausblendungen
im Kyoto-Ansatz
Das Kyoto-Protokoll ist begrenzt. Es
war nie vorgesehen, dass es das ge-
samte Klimaproblem abdecken sollte. Es
ist 1997 beschlossen worden auf Basis
eines informellen Konsenses, der schon
 EHL GHU 9HUDEVFKLHGXQJ GHU .OL-
marahmenkonvention herrschte. Das
Protokoll sollte ein erster Schritt sein,
es sollte lediglich die industriestaaten-
typischen Ursachen einbeziehen – denn
die Industriestaaten wollten vorangehen
XQGGD]X9HUSIOLFKWXQJHQ]XU(PLVVLRQV-
reduktion eingehen. Deshalb reicht die
HUVWH9HUSIOLFKWXQJVSHULRGHGHV3URWRNROOV
zunächst nur bis zum Jahre 2012, aus
dem gleichen Grund sind andere Emis-
sionskategorien ausgeblendet, insbeson-
dere Kohlendioxid-Emissionen biotischen
8UVSUXQJV ZLH VLH EHL GHU 9HUQLFKWXQJ
von Regenwäldern entstehen1). Etwas
vereinfachend kann man sagen: Das Pro-
tokoll sollte nicht umfassend, sondern
nur ein (erweitertes) Fossile-Brennstoffe-
Protokoll sein – erweitert deshalb, weil
weitere typisch industrielle Emissionen
einbezogen werden sollten:
1) die so genannten F-Gase2), weil sie im wört-
lichen Sinne industriell hergestellt werden;
2) Lachgas (N2O) aus dem gleichen Grund,
dann aber erweitert um die N2O-Emissionen
aus der ‚industriellen’ Landwirtschaft; und
3) Methan (CH4ZHLOGLH9HUOXVWHGHU(UGJDV-
wirtschaft, aber auch die (leicht vermeid-
baren) Emissionen aus der industriellen
(bzw. nicht hinreichend industriellen) ‚Ab’-




Am 16. Februar 2005 ist das Kyoto-Proto-
koll endlich in Kraft getreten. Die darin ein-
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auf den Weg zu bringen. Ein Anlass, um Bilanz zu ziehen.
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Abb. 1: Wie im Großen so im Kleinen: Absehbare Ergebnisse des Ausstoßes
von Treibhausgasen in den Industriestaaten während der Kyoto-Periode
1) Formal liegt das vor allem daran, dass die Re-
genwaldländer als Nicht-Industriestaaten keine Min-
derungsverpflichtungen haben. Der in letzter Minute in
Kyoto eingerückte Artikel 3.3 des Protokolls sieht für
Industrieländer vor, dass ‚Entwaldungen’ (deforesta-
tion) anzurechnen sind. Wenn Deutschland z.B. seine
Wälder abbrennen würde, müsste dies in der Emis-
sionsbilanz an anderer Stelle ausgeglichen werden.
Die Operationalisierung von Aritkel 3.3 ist aber nicht
soweit gediehen, dass absehbar wäre, ob das einen
wesentlichen Einfluss auf die Emissionsbilanzen der
Industriestaaten haben wird. Insbesondere hat es
dann um die Klärung der Bedingung zu gehen, dass
eine Entwaldung durch menschliches Einwirken (hu-
man induced) bedingt ist.
2) F-Gase umfassen (Fluor-)Chlorkohlenwasserstoffe
sowie Hexafluorsulfid.
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JHJDQJHQHQ 9HUSIOLFKWXQJHQ GLH (PLV-
sionen von Industriestaaten zu mindern
oder mindestens zu begrenzen, reichen
bis zum Ende des Jahres 2012. Die Frage
drängt sich auf: Was wird der Stand zu
jenem Zeitpunkt sein?
Hinsichtlich des Kyoto-Protokolls selbst
gibt es auf diese Frage seit November
2005 eine sozusagen offizielle Antwort,
nämlich seitens des Sekretariats der Kli-
makonvention3): „Die“ Industriestaaten,
also jene, die das Protokoll gezeichnet,
wenn auch nicht alle ratifiziert haben,
werden mit plus 10,6 Prozent heraus-
kommen. Und das nur „mindestens“! Die
Gründe dafür, dass das Gegenteil des
Angestrebten als Ergebnis herauskommt,
sind Abb. 1 zu entnehmen: Man erkennt
die (geringen) Minderungsbeiträge der
vielen „Kyototreuen“ (der „Guten“), denen
die (starken) Wachstumsbeiträge der we-
nigen „Kyotoflüchtigen“ (der „Bösen“) ent-
gegenstehen, die die Minderemissionen
mehr als aufheben. Man erkennt zugleich,
dass sich innerhalb der Kyototreuen das-
selbe Muster auf sektoraler Ebene voll-
zieht: In vielen Sektoren sind durchaus
beachtliche Minderungen zu verzeichnen,
ZRKLQJHJHQ GHU Ä$XVUHLHU³6HNWRU 9HU-
kehr für weit überproportionales Wachs-
tum verantwortlich ist.
Hinsichtlich des globalen Standes hin-
gegen gibt es eine ‚offizielle’ Antwort nicht
– obwohl die Zahlen bis 2012 in glei-
cher Weise schon festliegen wie die der
Kyoto-Staaten. Zu entnehmen sind sie
keinem offiziellen Dokument – und das ist
bezeichnend. Diese Tatsache ist Teil des
herrschenden Ausblendemechanismus4),
den man aber seinerseits durchschauen
kann. Zu fassen sind die Zahlen bis En-
de 2012 bislang nur für denjenigen, der





Das Kyoto-Protokoll sollte ein erster
Schritt sein innerhalb eines breiteren,
implizit zwischen Nord und Süd verab-
redeten Fahrplans der multilateralen Kli-
mapolitik. Dreh- und Angelpunkt war und
ist das in der Klimarahmenkonvention
festgeschriebene Ziel des Weges: Dass
der Mensch sich abwendet von einem
Pfad der Entwicklung, dessen weiteres
Beschreiten eine Gefährdung seiner
Lebensgrundlage bedeuten würde. Um
dies zu vermeiden, also den durch die
Menschen bedingten Klimawandel zum
Stillstand zu bringen, dürfen langfristig
nicht mehr Treibhausgase in die Atmo-
sphäre freigesetzt werden als zeitgleich
wieder abfließen. Dieser „Abfluss“ wur-
de zu Ende der 1980er-Jahre auf etwa 6
Gt CO2e pro Jahr geschätzt5).
Die weltweiten Emissionen im Jahre
1990 lagen, wie wir heute recht präzise
wissen, bei etwa 30 Gt CO2e – allerdings
in dem eingangs erläuterten Sinne des
ausblendenden Kyoto-Ansatzes. Zu die-
sen 30 Gt trugen die Industriestaaten
knapp zwei Drittel bei, die Entwicklungs-
länder gut ein Drittel. Das Zwischenziel
der Reise, so hieß es damals, müsse
sein: Rückführung bis zum Jahre 2050
auf die Hälfte, um 15 Gt/a auf 15 Gt/a,
und das in einem Zeitraum, den man im
Nachhinein, nachdem die Kyoto-Periode
definiert und auf 20 Jahre festgelegt
war, in drei 20-Jahre-Abschnitte einteilen
kann.
Um dieses Ziel zu erreichen, sollten die
Industriestaaten zunächst vorangehen, da 
sie einen viel größeren Anteil am Auf-
wachsen des Problems zu verantworten
haben als die Entwicklungsländer und
außerdem reich und zudem technologisch
führend sind. In einem zweiten Schritt
sollten die Entwicklungsländer nachzie-
hen. Wenn der kollektive Emissionspfad
dann nach unten weist, sollte in einem
dritten Schritt nachgelegt werden, um
die (Zwischen-)Zielmarke für das Jahr
2050 zu unterschreiten. Entsprechend hält
die Klimakonvention von 1992 gleichsam
als ‚Geschäftsgrundlage’ fest, dass Süd
und Nord eine ‚gemeinsame, aber un-
WHUVFKLHGOLFKH 9HUDQWZRUWOLFKNHLW¶ IU GHQ
Klimaschutz haben und der Norden dem-
entsprechend voranzugehen hat.




4) Die Vertragsstaaten haben sich mit Unterzeichnung
der Klimakonvention dazu verpflichtet, regelmäßig die
Angemessenheit der verabredeten bzw. eingegan-
genen Verpflichtungen zu überprüfen. Dafür müssen
Herausforderungen, also Ziel, und Stand der Einlö-
sung, also Politik, erfasst und miteinander verglichen
werden – die Differenz bestimmt die anstehende
Aufgabe. Eine solche Überprüfung war für 1998
vorgesehen, doch wird sie seitdem in schöner Re-
gelmäßigkeit im Rahmen des Konventionsprozesses
vertagt. Der Hintergrund ist der tiefe Konflikt zwischen
den beiden Gruppen, den Industrie- und den Entwick-
lungsländern. Die Entwicklungsländer verweigern die
Eröffnung einer Bewertung der Angemessenheit des
Erreichten bzw. der bestehenden Verpflichtungen,
solange die Industriestaaten diese nicht erfüllt haben.
Der Konflikt endet also bislang nicht einfach in einem
Handlungsstau, sondern mehr noch, in einer selbst-
produzierten Blindheit.
5) CO2e bedeutet, dass die Summen aller Treib-
hausgase auf CO2 umgerechnet werden, die so
genannten CO2-Äquivalente.
Abb. 2: Absehbarer Ausstoß von Treibhausgasen (THG in Gt CO2e/a) zum




Am weltweiten Ergebnis der ersten Kyoto-
Periode ist heute nicht mehr viel zu dre-
hen. Heraus kommt etwas, von dem man
nur sagen kann: Entfall der Geschäfts-
JUXQGODJH LP9HUKlOWQLV1RUG±6G'LH
globalen Emissionen von Treibhausgasen
steigen historisch beispiellos an, sowohl
im Ausmaß des Anstiegs als auch im Er-
gebnis: Sie werden, wie Abb. 2 zeigt, im
Jahre 20126) bei voraussichtlich 51 Gt zu
liegen kommen.
Zu diesem Anstieg um 21 Gt tragen
die Industrieländer einen Zuwachs von 2
Gt bei. Eine Minderung um 1 Gt hatten
sie in Kyoto zugesagt (entsprechend 5
Prozent), mit etwa 2 Gt Zuwachs dagegen
werden sie über die Ziellinie gehen. Für
GLH1RUG6G9HUKDQGOXQJHQHUKHEOLFKLVW
GDV IDOVFKH 9RU]HLFKHQ ± GDV EHGHXWHW
Wortbruch.
Die Entwicklungsländer tragen den
Rest des ‚Zuwachses’ im wörtlichen
Sinne bei. Ihre Emissionen an Kyoto-
Gasen wachsen um knapp 10 Gt. Diese
Zahl ergibt sich, wenn man der Inter-
nationalen Energieagentur der OECD
glaubt, die für diese Länder ein ‚nach-
holendes’ Wachstum allein der energie-
bedingten Emissionen um 110 Prozent
prognostiziert und für die übrigen fünf
Gase etwas zurückhaltender ist, indem
man für sie einfach eine Wiederholung
ihres Wachstums zwischen 1990 und
2000 in den folgenden 10 Jahren un-
terstellt. Hinzuzunehmen sind die Koh-
lendioxidemissionen aus Entwaldungen
in Höhe von etwa 8 Gt pro Jahr. Und
auch die Emissionen in Höhe von etwa
1 Gt aus dem Internationalen Flug- und
Seeverkehr, der sich nicht so recht in
das Schema des UN-Territorialstaaten-
prinzips fügt, dürfen nicht länger ‚ver-
gessen’ werden – hier handelt es sich
also jeweils um Emissionen, die nicht im
wörtlichen Sinne ‚zuwachsen’ sondern
lediglich zusätzlich im Blickfeld zuge-
lassen werden (müssen). Realistisch
für das Jahr 2012 ist angesichts dessen
eine Marke von etwa 51 Gt. Damit ist die
Ausgangsbasis aller zukünftigen Minde-
rungsziele markiert.
Herausforderung ist
dreimal so groß wie gedacht
hEOLFKLVWLQGHUPXOWLODWHUDOHQ.OLPDSROLWLN
jedoch, die zukünftigen Minderungsziele
relativ zur Ausgangsbasis 1990, wie sie
für die Zwecke des Kyoto-Protokolls fest-
JHOHJW LVW ]X IRUPXOLHUHQ 9RQ GLHVHU
Ausgangsbasis von 30 Gt aus bis zum
Jahre 2050 auf 15 Gt herunterkommen zu
müssen, ist eine nur knapp halb so große
Herausforderung wie die, die angesichts
des Anstieges bis 2010 wirklich vor uns
steht; die ihrerseits ist mehr als dreimal so
groß wie ursprünglich gedacht.
Dem EU-Ministerrat war bei seinem
global-klimapolitischen Positionsbezug im
März 2005 immerhin zur Entscheidung die
Formulierung vorgelegt worden:
„...reaffirms the conclusion that, to keep
concentrations of CO2 equivalent well
below 550 ppmv, global greenhouse gas
emissions will have to peak within two de-
cades, followed by substantial reductions
in the order of at least 15 % and perhaps
by as much as 50 % by 2050 compared to
1990 levels ... to the baseline envisaged in
the Kyoto Protocol.
(„... bestätigt erneut die Folgerung,
dass – um die Konzentration der CO2-
Äquivalente deutlich unter 550 ppmv zu
halten – der Ausstoß von Treibhausgasen
innerhalb der nächsten zwei Jahrzehnte
seinen Höhepunkt erreichen muss, gefolgt
von wesentlichen Verringerungen in der
Größenordnung von wenigstens 15 % und
vielleicht sogar um bis zu 50 % bis 2050
im Vergleich zu dem Niveau von 1990 ...
der vom Kyoto-Protokoll ins Auge gefass-
ten Ausgangsbasis“)
Das ist deshalb bemerkenswert, weil
der Ministerrat in seinem Beschluss die
ausdrückliche Erwähnung ‚relativ zur Ky-
oto-Ausgangsbasis’ und damit die Ein-
deutigkeit gestrichen hat. Wer solche For-
mulierungen liest und zugleich der vorher
erläuterten Größenordnungen gewahr ist,
wird versucht sein zu fragen: Darf wirklich
davon ausgegangen werden, dass die
Spitzenpolitiker, die solche Zahlen unter-
schreiben, wissen, was sie beschließen?
9RQ  DXV EHWUDFKWHW HQWVSUlFKHQ
15 % relativ zur Kyoto-Ausgangsbasis in
Wirklichkeit dem Dreifachen: 50 Prozent;
„50 %“ entsprächen dann 71 Prozent.
9LHOOHLFKW LVW GLHVHU Ã9RUKDQJ¶ GHU 8QHLQ-
deutigkeit das zentrale Mittel, mit dem die
KRFKUDQJLJHQ9HUKDQGOHULKUH0LQLVWHU]XU
Unterschrift unter solch weitreichende,
um nicht zu sagen revolutionäre Ziel-Be-
schlüsse zu bewegen vermögen.
Verhandlungen
über die Zukunft in Montreal
Die Montrealer Konferenz nahm sich nun
der Herausforderung „Nach-2012“ an. Dies
JHVFKDKDXIGUHLYHUVFKLHGHQHQ9HUKDQG-
lungssträngen. Im Mittelpunkt stand der
Kyoto-Pfad. Das Protokoll sieht in Artikel
 YRU GDVV 9HUKDQGOXQJHQ EHU HLQH
Fortschreibung der Minderungspflichten für
Industrieländer im Jahre 2005 beginnen
sollen. Diese standen also unter Zug-
]ZDQJ HLQHQ 9HUKDQGOXQJVSUR]HVV ]X
starten, der rechtzeitig zu einer Einigung
auf ein „Kyoto-2“ führt. Zudem galt es,
den Entwicklungsländern ein klares Signal
dafür zu geben, dass man willens ist, auch
ZHLWHUKLQHLQH9RUUHLWHUUROOHHLQ]XQHKPHQ
um im Gegenzug auch von ihnen künftig
vermehrte Klimaschutzaktivitäten einfor-
GHUQ ]X N|QQHQ 'LH 9HUKDQGOHU VWDQGHQ
außerdem wie nie zuvor unter dem Druck
privater Akteure, vor allem aus der Wirt-
schaft, die eine klare Perspektive für den
Fortbestand des durch Kyoto und den EU-
Emissionshandel geschaffenen Emissi-
onsmarktes auch nach 2012 einforderten.
Nicht zuletzt waren die Aussichten auf eine
Einigung auch deshalb recht gut, weil die
9HUKDQGOXQJHQ QXU XQWHU GHQ .\RWR0LW-
gliedern stattfanden, somit also der Kyoto-
9HUZHLJHUHU86$DXVJHVFKORVVHQZDU
Doch auch ohne die USA als Beteiligte
ZDUHQ GLH 9HUKDQGOXQJHQ DOOHV DQGHUH
als ein Selbstläufer. Bereits in den ersten
Tagen zeichneten sich insbesondere zwei
Konfliktlinien ab, an denen sich Indust-
rieländer auf der einen und Entwicklungs-
länder auf der anderen Seite gegenüber-
standen. Bei der ersten ging es um die
Frage, in welchem institutionellen Rah-
PHQ Ã1DFK¶9HUKDQGOXQJHQ JHIKUW
werden und bis wann sie beendet werden
sollen. Hier hatte die Gruppe der Entwick-
lungsländer („G-77 & China“) recht klare
9RUVWHOOXQJHQ6LHZROOWH HLQH HLJHQVWlQ-
dige Arbeitsgruppe eingerichtet sehen,
GLHELVGHP%HJLQQGHUHUVWHQ9HU-
pflichtungsperiode, neue Minderungsziele
für die Industrieländer aushandeln sollte.
Auf ersteres konnte man sich schließlich
einigen, wohingegen der Endpunkt der
9HUKDQGOXQJHQ DXI'UlQJHQ GHU(8XQG
Japans weniger konkret gefasst wurde7).
*HPl GHP %HVFKOXVVWH[W VROO HLQ 9HU-
handlungsergebnis nun zeitig genug vor-
liegen, damit keine Lücke zwischen der
HUVWHQXQGGHU]ZHLWHQ9HUSIOLFKWXQJVSH-
riode entsteht8).
Die zweite Konfliktlinie bildete sich bei
GHU )UDJH LQZLHIHUQ GDV 9HUKDQGOXQJV-
PDQGDW DXFK HLQHQ 9HUZHLV DXI GLH ODXW
Artikel 9 Kyoto-Protokoll im nächsten Jahr
DQVWHKHQGH hEHUSUIXQJ GHU :LUNVDP-
keit des Protokolls enthalten solle. Da-
mit wollten die Industrieländer mittelbar
YHUVXFKHQ DXFK hEHUOHJXQJHQ ]X .OL-
maschutzmaßnahmen vonseiten der Ent-
wicklungsländer auf die Tagesordnung zu
setzen, also eine der Begrenzungen des
bisherigen Protokolls anzugehen. Obwohl
einige der großen Entwicklungsländer wie
Mexiko, Südafrika und Argentinien auf der
Umweltvorsorge
6) Das im Text verwendete Endjahr der Kyoto-Periode,
2012, und das in den Abbildungen verwendete End-
jahr ‚2010’ sind äquivalent, weil die Verpflichtungen
im Kyoto-Protokoll für das Durchschnittsjahr der Ziel-
periode 2008 bis 2012, also in diesem Sinne für das
Jahr ‚2010’, gelten.
7) Dabei wird auch der Termin der Wahl der nächsten
US-Präsidentschaft im November 2008 eine Rolle
gespielt haben.
8) Draft decision -/CMP.1, Consideration of commit-
ments for subsequent periods for Parties included in
Annex I to the Convention under Article 3, paragraph
9, of the Kyoto Protocol, FCCC/KP/CMP/2005/L.8/
Rev.1, 10 December 2005.
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Konferenz bekundeten, für Gespräche
über ein vermehrtes Engagement im Kli-
maschutz offen zu sein, verweigerte die
*UXSSHÄ*	&KLQD³HLQH9HUNQSIXQJ
von Artikel 3.9 und Artikel 9 und pochte er-
folgreich darauf, dass Artikel 3.9 des Pro-
tokolls nur an Industrieländer adressiert
sei. Lediglich Russland beharrte trotz der
NODUHQ 5HFKWVODJH DXI HLQHP 9RUVFKODJ
GHQ 9HUKDQGOXQJVDXIWUDJ GHU HLQ]XULFK
tenden Arbeitsgruppe auch auf freiwillige
9HUSIOLFKWXQJHQ YRQ (QWZLFNOXQJVOlQGHUQ
auszuweiten. Erst in den Morgenstunden
QDFKGHPHLJHQWOLFKOHW]WHQ9HUKDQGOXQJV-
tag konnte Russland schließlich durch
die noch anwesenden Minister/innen aus
Industrie- und Entwicklungsländern zur
Zustimmung gebracht werden.
'HU]ZHLWHÃ1DFK¶9HUKDQGOXQJV-
strang fand unter dem Dach der Klima-
rahmenkonvention statt. Dort verfolgte
der kanadische Umweltminister und Kon-
ferenzpräsident STÉPHANE DION das Ziel,
auch Entwicklungsländer sowie Nicht-Ky-
oto-Staaten wie die USA und Australi-
en künftig stärker in den internationalen
Klimaschutz einzubeziehen. Die Erwar-
tungen, mit dieser Initiative tatsächlich
einen wesentlichen Prozess zu starten,
waren von Beginn an recht gering – hatten
doch die USA, die zwar nicht das Kyo-
to-Protokoll, aber die Klimarahmenkon-
vention ratifiziert haben und damit dort
stimmberechtigt sind, vor und während
der Konferenz mehrmals angekündigt,
dass sie in Montreal prinzipiell nicht bereit
VHLHQ EHU ÄSRVW³ ]X UHGHQ 9RU
diesem Hintergrund ist der letztlich ge-
troffene Beschluss noch leicht positiv zu
bewerten. Es soll über zwei Jahre in vier
Arbeitskreisen (Workshops) ein „Dialog
über langfristige gemeinsame Aktivitäten
gegen den Klimawandel“ geführt werden,
der jedoch ausdrücklich nicht zu neuen
9HUSIOLFKWXQJHQ 3UR]HVVHQ RGHU VRQV-
tigen Festlegungen führen darf9). Nicht
viel auf den ersten Blick. Doch beinhaltet
gerade ein solch unverbindlicher Dialog
GDV3RWHQ]LDO9HUWUDXHQ]XVFKDIIHQXQG
gemeinschaftlich Optionen einer breiteren
Beteiligung im multilateralen Klimaschutz
zu diskutieren.
Waldschutz als Klimaschutz
Dass ein solcher Prozess zu einem Kris-
WDOOLVDWLRQVSXQNW IU ZHLWHUIKUHQGH 9HU-
handlungen werden kann, zeigt der drit-
WH ¶1DFK¶9HUKDQGOXQJVVWUDQJ YRQ
Montreal. In diesem ging es um eine Ini-
tiative von Papua-Neuguinea zur Eindäm-
mung der Emissionen aus Entwaldung
in Entwicklungsländern. Ihren Ausgang
nahm diese Initiative im Mai 2005 auf
einem „Seminar von Regierungsexper-
WHQ³ REZRKO GLHVHV NHLQH IRUPDOH 9HU-
ELQGXQJ]XGHQRIIL]LHOOHQ9HUKDQGOXQJHQ
hatte. In Montreal wurde die Initiative nun
gemeinsam mit Costa Rica und unterstützt
von sieben weiteren Regenwaldländern
LQ GHQ RIIL]LHOOHQ 9HUKDQGOXQJVSUR]HVV
HLQJHEUDFKW 'LH JHPHLQVDPH 9RUODJH
hob hervor, dass in den 1990er-Jahren je
nach Schätzung 10 bis 25 % der globa-
len Treibhausgasemissionen aus Entwal-
dung resultierten, dass aber derzeit weder
die Konvention noch das Protokoll diese
Emissionen angemessen behandeln10).
Innovative Ansätze in diesem Bereich
seien eine Hauptvoraussetzung dafür,
das Ziel der Konvention zu erreichen, ei-
nen gefährlichen Klimawandel abzuwen-
den11).
'HU 9RUVFKODJ VHW]WH GDPLW HLQH GHU
Auslassungen des Kyoto-Protokolls wie-
der auf die Tagesordnung, die bereits
früher für heftige Auseinandersetzungen
JHVRUJWKDWWH,QGHQ9HUKDQGOXQJHQEHU
die Ausgestaltung des Kyoto-Protokolls
war diskutiert worden, Aktivitäten zur Wald-
erhaltung unter dem Instrument „Clean
Development Mechanism (CDM)“ des
Kyoto-Protokolls zuzulassen. Unter dem
CDM können für solche Projekte in Ent-
wicklungsländern, mit denen entweder
klassische Emissionen des Kyoto-Korbes
reduziert werden oder bei denen durch
Aufforstung bzw. Wiederaufforstung der
Atmosphäre CO2 entzogen und in Bio-
masse festgelegt wird, Emissionszertifi-
kate ausgestellt werden. Die Industrielän-
der können diese ankaufen und auf ihre
Kyoto-Ziele anrechnen. Letztendlich wa-
ren walderhaltende Maßnahmen jedoch
aus dem CDM ausgeschlossen worden,
da sich viele kritische Fragen, wie etwa
die der Rolle der Biodiversität bei solchen
Projekten, Eigentumsrechte, die Dauer-
KDIWLJNHLW GHV:DOGHUKDOWV XQG GLH hEHU-
wachung nicht hatten klären lassen.
Papua-Neuguinea und Costa Rica for-
derten einen „fairen und gerechten“ Zu-
gang zu den derzeit entstehenden Emis-
sionsmärkten als eine Bedingung dafür,
sich wesentlich zu dem Problem der Ent-
waldungsemissionen zu engagieren. Sie
schlugen zwei Optionen vor: Entweder
könne ein ergänzendes (optionales) Pro-
tokoll speziell zu diesem Thema unter der
Klimakonvention ausgehandelt werden,
oder aber Aktivitäten zur Walderhaltung
könnten doch noch unter dem Clean De-
velopment Mechanism (CDM) des Kyoto-
Protokolls zugelassen werden.
Alle in Montreal vertretenen Staaten
begrüßten die allgemeine Absicht dieses
9RUVFKODJV HLQLJH HUKREHQ MHGRFK GLH-
selben technischen Bedenken, die bereits
zum Ausschluss von Entwaldung aus dem
CDM geführt hatten. Uneinigkeit herrschte
auch darüber, ob zunächst diese tech-
nischen Fragen diskutiert werden sollten
(von der EU befürwortet), oder ob unmit-
telbar auch politische Fragen behandelt
werden sollten (von den südlichen Län-
dern gefordert). Damit zusammen hing
die Frage, ob bereits während der ersten
9HUSIOLFKWXQJVSHULRGH GHV .\RWR3URWR-
kolls, also vor 2012, konkrete Maßnah-
men ergriffen werden sollten, was eine
Revision des bestehenden Regelwerks
erfordert hätte, oder ob das Thema mit
den allgemeinen ‚Nach-2012’-Diskussi-
onen zusammengefasst werden sollte.
Die Konferenz befand schließlich, das
Thema an ihren Subsidiary Body for Scien-
tific and Technological Advice (SBSTA;
Nebenorgan für wissenschaftliche und
technische Fragen) weiterzuleiten, der
das nächste Mal im Mai 2006 tagt. Die
9HUWUDJVSDUWHLHQVLQGDXIJHUXIHQELV]XP
31. März ihre Ansichten zu dem Thema
VRZLH 9RUVFKOlJH IU GDV ZHLWHUH 9HU-
IDKUHQ YRU]XOHJHQ 'LH 9RUODJHQ N|QQHQ
auch politische Aspekte behandeln. Zu-
dem wird ein Workshop organisiert, der
im November 2006 stattfinden soll. Wäh-
rend Papua-Neuguinea und Costa Ri-
ca vorgeschlagen hatten, die Ergebnisse
GHU QlFKVWHQ 9HUWUDJVVWDDWHQNRQIHUHQ]
Ende nächsten Jahres vorzulegen, wird
der gefällten Entscheidung zufolge jedoch
erst im Dezember 2007 ein Statusbericht
erfolgen. Das Thema wird somit als Teil
des allgemeinen ‚Nach-2012’-Pakets be-
handelt werden12).
'HU :HJ IU 9HUKDQGOXQJHQ EHU GLH
Zeit jenseits der ersten Kyoto-Periode
wurde also in Montreal geebnet. Dies war
LP 9RUIHOG GHU .RQIHUHQ] DXIJUXQG GHU
von vielen Seiten vorgebrachten Kritik
am allzu verbindlichen Ansatz des Kyoto-
Protokolls nicht unbedingt zu erwarten
gewesen. Deswegen waren die meisten
Reaktionen auf die Konferenzbeschlüsse
recht positiv, auch wenn diese Beschlüsse
LQHUVWHU/LQLHÄQXU³GDVZHLWHUH9RUJHKHQ
betreffen. Die Kyoto-Staaten haben damit
aber bekräftigt, dass das Protokoll ein
OHEHQGLJHU 9HUWUDJ LVW XQG DXFK IU GLH
Zeit nach 2012 fortgeführt werden soll.
Die nächsten Schritte im gemeinsamen
Kampf gegen den Klimawandel sind da-
mit vorbereitet, nun müssen sie in den
nächsten Jahren auch tatsächlich getan
werden.
9) Draft decision on a process for discussions on long-
term cooperative action to address climate change,
Proposal by the President, FCCC/CP/2005/CRP.1, 6
December 2005.
10) Die in dieser Vorlage gemachten Zahlenangaben
beziehen sich auf Angaben des IPCC für „die 1990er-
Jahre“, sind also veraltet.
11) Submission by the Governments of Papua New
Guinea & Costa Rica, Reducing Emissions from
Deforestation in Developing Countries: Approaches
to Stimulate Action, Eleventh Conference of the Par-
ties to the UNFCCC: Agenda Item # 6. In: Reducing
emissions from deforestation in developing countries:
approaches to stimulate action, Submissions from
Parties. FCCC/CP/2005/MISC.1, 11 November 2005.
12) Reducing emissions from deforestation in deve-
loping countries: approaches to stimulate action,
Draft conclusions proposed by the President, FCCC/
CP/2005/L.2, 6 December 2005.
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